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Nr. SO, 


Marienburg, den 5. Oktober. 


1904. 


Landrätliche Bekanntmachungen. 


Ne. 1. Marienburg, den 1. Oktober 1904. 

Unter Bezugnahme auf meine Kreisblattsverfügung vom 
27. Juli 1901 — Seite 122 — erinnere ich die Ortspolizei⸗ 
behörden des Kreiſes an die rechtzeitige Vornahme der 
jährlich zweimal und zwar je einmal im Sommer und im 
Winter abzuhaltenden Reviſionen der gewerblichen An- 
lagen. Die Reviſtonen dürfen in keinem Falle verſäumt werden, 
da ſonſt die zufolge vorbezeichnete Kreisblatts⸗Verfügung am 
10. November jeden Jahres an mich eirzureichenden Kataſter⸗ 
blätter für gewerbliche Anlagen nicht gehörig vervollſtändigt 
werden können. Beſonderer Anzeigen, daß die Reviſionen tat- 
ſächlich ftattgefunden haben, bedarf es nicht. 


Nr. 2. Marienburg, den 29. September 1904. 
Im Bereiche der Weſtpreußiſchen Feuerſozietät find in den 
Jahren 1893 bis Ende März 1904 119 Brände vorgekommen, 
welche auf das Spielen von Kindern mit Streichhölzern 
zurückzuführen find. Der der Sozietät dadurch eutſtandene 
Schaden beträgt 194362 1. Von dieſen Bränden entfallen 
auf den Kreis Marienburg 4 mit einem Schaden von 10940 M. 
Angeſichts dieſer Tatſachen werden die Inſaſſen des Kreiſes 
auf die unheilvollen Folgen hingewieſen, welche das Spielen 
unbeaufſichtigter Kinder mit Streichhölzern haben kann. Die 
Sozietät wird rückſichtslos eine Vergütung für die hierdurch 
hervorgerufenen Brandſchäden ablehnen, ſobald in den Brand⸗ 
ſchadensverhandlungen nachgewieſen wird, daß die Verſicherten 
durch eine Vernachläſſigung der Pflicht der Auſſicht über ihre 
Kinder oder durch mangelhafte Verwahrung der Streichhölzer 
die durch die Kinder verübte Brandſtiftung mitverſchuldet haben 

Der Kreisdirektor. 


Nr. 3. Polizei⸗Verorduung 
über das Meldeweſen. 

Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Gefikes über die 
Pollzelverwaltung vom 11. März 1850 (G. S. S. 265) und 
des § 137 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (G. S. S. 195) verordne ich unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den Umfang des Re⸗ 
gierungsbezirks Danzig folgendes: 

8 1. Wer feinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt in 
einem Gemeinde- oder Gutsbezirke aufgibt, iſt verpflichtet, vor 
dem Abzuge ober innerhalb einer Friſt von einer Woche nach 
dem Abzuge ſich und dle zu ſeinem Hausſtande gehörenden 
Perſonen, welche an dem Abzuge teilnehmen, bei der im 8 5 
dieſer Verordnung bezeichneten Meldebehörde perſönlich oder 
ſchriftlich abzumelden und hierbei denjenigen Gemeinde- oder 
Guts bezirk, in den die abgemeldeten Perſonen verziehen, 
anzugeben. 5 1 

Die Abmeldung auf Wanderſchaft ift zuläſſig, wenn ber 
Wohnort oder der dauernde Aufenthalt aufgegeben wird, ohne 
daß der Ort, wohln der Umzug geſchteht, bereits feſtſteht. 

Ueber die Abmeldung wird ein Abmeldeſchein nach dem 
von dem Regierungspräfidenten hierfür vorgeſchriebenen Muſter 
erteilt. 


82. Wer in einem Gemeinde- oder Gutsbezirke feinen 
Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt nimmt, iſt verpflichtet, 
innerhalb einer Friſt von einer Woche nach dem Tage der 
Ankunft ſich und die zu ſeinem Hausſtande gehörenden 
Perſonen bei der im 8 5 dieſer Verordnung bezeichneten 
Meldebehörde des Anzugsortes perſönlich oder ſchriftlich anzu⸗ 
melden und auf Erfordern über die perſönlichen, Steuer⸗ und 
Militärverhältniſſe der angemeldeten Perſonen wahrheitsmäßige 
Auskunft zu geben. Im Falle des Zuzuges aus einem 
preußiſchen Gemeinde- und Gutsbezirke, muß bei der An⸗ 
meldung der Abmeldeſchein vorgelegt werden. 

Ueber die Anmeldung wird ein Anmeldeſchein nach dem 
vom Regierungs⸗Präſidenten vorgeſchriebenen Muſter erteilt. 

§ 3. Der gleichen Verpflichtung zur Ab⸗ und Anmeldung 
unterliegt, wer ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthaltsort, 
ohne ihn aufzugeben, verläßt und in einem anderen Gemeinde⸗ 
oder Gutsbezirke vorübergehend Wohnung nimmt, um zur Ver⸗ 
richtung von Arbeiten, die ihrer Natur nach an beſtimmte 
Zeiten des Jahres geknüpft ſind, in Beſchäftigung zu treten 
(Salſonarbeiter). 

Kehrt ein ſolcher Saifonarbeiter in feinen Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalts ort zurück, fo unterliegt er dort der Ver⸗ 
pflichtung der Wiederanmeldung, auf die die Vorſchriften des 
§ 2 zur Anwendung kommen. 

§ 4. Zu den in den 58 1 bis 3 vorgeſchriebenen Mel- 
dungen find auch diejenigen verpflichtet, welche die betreffenden 
Perſonen (als Gäſte, Mieter, Dienſtboten, Arbeituehmer oder 
in anderer Eigenſchaft) aufgenommen haben, ſofern ſie ſich nicht 
(durch Einſicht in den Meldeſchein oder in anderer zuverläſſiger 
Weile) davon überzeugt haben, daß die Meldung erfolgt iſt. 

§ 5 Die in dieſer Verordnung vorgeſchriebenen Meldungen 
find in dem Bezirke der Stadt Danzig bei dem Polizei⸗Revier⸗ 
bureau, von den auf Schliffsgefäßen wohnhaften Meldepflichtigen 
bet dem Hafenamte, in den übrigen Städten bei dem Ein⸗ 
wohnermeldeamte oder wo ein ſolches nicht beſteht, bei der 
Pollzeiverwaltung, in den Landgemeinden bei dem Ortsvorſteher, 
in den Gutsbezirken bei dem Gutsvorſteher zu erſtatten. 

8 6. Übertretungen der Vorſchriften dieſer Poltzeiver⸗ 
ordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 60 %, im Uuver⸗ 
mögensfalle mit entſprechender Haftſtrafe geahndet. 

§ 7. Dieſe Polizeivero.dnung tritt an Stelle der gleich- 
zeitig aufgehobenen Poltzeiverordnung vom 10. Juni 1892 
— Amtsblatt Seite 260 — am 1. Oktober 1904 in 
Kraft und läßt die weitergehenden ortspol zeilichen Vorſchriften 
über die Verpflichtung der Gaſtwirte zur Anmeldung der von 
ihnen aufgenommenen Loglergäſte unberührt. 

Der Erlaß orts polizeilicher Vorſchriften, durch welche die 
Verpflichtung zu den Meldungen auf die Umzüge innerhalb des 
Ortspolizei⸗Bezirks oder auf vorübergehend anweſende Perſonen 
ausgedehnt oder die Ausübung der Meldepflicht mit weiter⸗ 
gehenden Anforderungen (Benutzung beſtimmter Meldeformulare 
und dergl.) verknüpft wird, iſt mit Genehmigung des Reglerungs⸗ 
präſidenten zuläſſig. 

Danzig, den 15. September 1904. 

Der Regierungs⸗Peäſident. 
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Zur A 1s8führung vorſtehender Polizei⸗Verordnung wird Folgendes beſtimmt: 
1. Füe die in der Poltzelv rord ung 88 L und 2 vorgeſchriebenen Ab und Aumeldeſcheine find Formulare zu ver⸗ 


wenden, dle nachſteh enden Muſtern entſprechen: 


2 Muſter I. 
A bmeldeſchei n 
für nachſtehende aus AS Tr „ (Straße) : Gaus Nr.) Kren 
nach (Ort) Kreis verziehende Perſonen. 
=; 3 1 53 A: Ta 5 95 
N 5 Ob ledig, Zufa 
amen und Vornamen Stan 1 Geburlsort, Staals⸗ perehelicht Zu tze 
Nr. der (8) oder ale are Religion | verwitwet und 
Verziehenden Gewerbe . 15 en Bemerkungen 


Taa Mon. Jabr 


Name und Stand des zur Meldung 
Verpflichteten. 


(Ort und Datum des Abzuges.) 
(Stempel der Behörde.) 


Muſter II. 


Anmeldeſchei n. 


iir angemeldet. 


(Name und Stand) hat ſich (mit Familie) zum Aufenthalt in der Gemeinde (dem Guts⸗ 
(Ort und Datum) 


(Stempel der Behörde.) 


2. Die Meldebehörde des Zuzugsortes iſt verpflichtet, der Meldebehörde des Abzugsortes, d. h. desjenigen Octes, an 
welchem der Angemeldete feinen letzten Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt gehabt haben will, ſofort, längſtens binnen 
3 Tagen Nachricht zu geben, wenn ſich jemand ohne Abmeldeſchein anmeldet oder wenn in dem Abmeldeſchein ein Ort, wohin 
der Umzug geſchieht, nicht angegeben iſt oder der darin angegebene mit dem neuen Aufenthaltsort nicht übereinſtimmt. 


Dieſe Benachrichtigung muß nach folgendem Formular erfolgen: 


Muſter III. 
Zuzug uachricht. 
Der!!! RR, (Vor⸗ und Zunahme, Stand oo A 
mit dauerndem 
171 TE (Ort und Freie) hat ſich Sim Familie hier als von dort zugezogen zu e Aufenthalte 
angemeldet. 
Bisheriger Wohnorte 


Falls vorſtehende Angaben über Perſon und bisherigen Wohnort der Gemeldeten in weſentlichen Punkten unrichtig 


ſein ſollten, wird um baldige Nachricht erſucht. 
(Ort und Datum.) 


(Stempel der Meldebehörde.) 


Jede Meldebehörde, der eine ſolche Zuzugsnachricht zugeht, iſt verpflichtet, der benachrichtigenden Meldebehörde ohne 
Verzug Mitteilung zu machen, ſofern die Angaben der Zuzugsnachricht in weſentlichen Punkten unzutreffend ſind. 
Soweit die nach Vorſtehendem erfolgenden Mittellungen der Meldebehörden zur unverſchloſſenen Verſendung geeignet 


ſind, können hierzu Poſtkarten benutzt werden. 
Danzig, den 15. September 1904. 


Der Regierungspräſident. 


Marienburg, den 28. September 1904. 


Indem ich vorſtehende Poltzei⸗Verordnung nebſt Ausführungsvorſchriften zur öffentlichen Kenntnis bringe, erſuche ich 
die beteiligten Meldebehörden, für die pünktliche und gewiſſenhafte Erfüllung der ihnen auferlegten Pflichten hinſichtlich des 


Nachrichtendienſtes Sorge zu tragen. 


Nr. 4. Marienburg, den 28. September 1904. 

Der Amtsdiener Franz Zgodda aus Gr. Lichtenau iſt 
zum Trichinenbeſchauer für den Bezirk XI b. beſtehend aus 
den Ortſchaften Altenau, Gr. Lichtenau, Parſchau und Trappen⸗ 
felde, ſowie zum ſtellpertretenden Trichinenſchauer für den 
Bezirk XI a. beſtehend aus den Oetſchaften Damerau, Ließau 
und Kl. Lichtenau beſtellt worden. 


Nr. 5. Marienburg, den 1. Oktober 1904. 

Die Herren Standesbeamten des Kreiſes werden an die pünkt⸗ 
liche Einhaltung des Termins (12. Oktober d. Is.) zur 
Einreichung der Nachweiſung über die im verfloſſenen Viertel- 
jahre vorgekommenen Geburten, Todesfälle und Eheſchließungen 
an den Königlichen Kreisarzt Herrn Medizinalrat Dr. Arbeit 
hierſelbſt, hierdurch erinnert. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Nr. 1. Am 29. d. Mis. iſt auf der Kleinbahn⸗ 
ſtrecke in Kl. Leſewitz eine Beamtenmütze gefunden worden. 
Der rechtmäßige Eigentümer kann gegen Fundgeld dieſe 
Mütze hier in Empfang nehmen. 
Gr. Leſewitz, den 29. September 1904. 
Der Amts vorſteher. 


Nr. 2. Nachdem die Schweineſeuche unler dem 
Schweinebeſtand des Käſereipächters Meyer in Wengelwalde er⸗ 
loſchen und die angeordnete Stalldes infektion ausgeführt, 
werden die Sperrmaßregeln hiermit aufgehoben. 

Rofenort, den 29. September 1904. Der Amtsvorſteher. 


Druck von O. Halb - Marienbarg. 


